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Zweck des Erholungsurlaubes
Beschäftigte haben jährlich Anspruch auf Freistellung zum Zwecke der Erholung im Rahmen der vom Gesetz bzw. den Tarifpartnern festgelegten Dauer. Beschäftigte sollen hierdurch die Möglichkeit haben, sich einmal im Jahr zur Erholung der Gesundheit und zur Gewinnung verbrauchter seelischer und körperlicher Kräfte einige Zeit von der Arbeit auszuruhen, ohne dadurch seine Lebenshaltung einschränken zu müssen. 
Der Urlaub ist zusammenhängend zu gewähren, es sei denn, dass dringende betriebliche oder in der beschäftigten Person liegende Gründe eine Teilung des Urlaubs erforderlich machen. Kann der Urlaub aus diesen Gründen nicht zusammenhängend gewährt werden und haben Beschäftigte Anspruch auf Urlaub von mehr als zwölf Werktagen, so muss einer der Urlaubsanteile mindestens zwölf aufeinanderfolgende Werktage umfassen. Dies schließt im Einzelfall nicht aus, dass bei dringenden persönlichen Anlässen ausnahmsweise auch eine kurzfristige Freistellung von der Arbeit möglich ist. Hierbei kann es sich jedoch nur um Ausnahmen handeln. Eine Mehrfachteilung des Erholungsurlaubes – insbesondere die wiederholte Beantragung einzelner Urlaubstage – ist mit dem Zweck des Erholungsurlaubes nicht vereinbart. Im Rahmen der obliegenden Fürsorgepflicht hat der Arbeitgeber für die Einhaltung der gesetzlichen bzw. tariflichen Normen Sorge zu tragen.
Vorherige Genehmigung
Gemäß § 26 TV-L / TV-Ä dürfen Beschäftigte nur mit vorheriger Zustimmung des Arbeitgebers der Arbeit fernbleiben. Für Beamte gilt gemäß § 62 Abs. 1 LBG NW, dass diese dem Dienst nicht ohne Genehmigung fernbleiben dürfen. Die Einwilligung ist insbesondere beim Erholungsurlaub einzuholen. Dies bedeutet, dass ein beantragter Urlaub erst dann angetreten werden darf, wenn Beschäftigten die Urlaubsgenehmigung zugegangen ist. Aus diesem Grunde sind Urlaubsanträge rechtzeitig vor dem geplanten Urlaubsantritt dem Geschäftsbereich Personal vorzulegen.
Ich weise darauf hin, dass die nachträgliche Gewährung von Erholungsurlaub grundsätzlich nicht zulässig ist und als unentschuldigtes Fernbleiben vom Dienst zu werten ist. Bei nicht genehmigtem Fernbleiben vom Dienst besteht – unabhängig von eventuellen dienstrechtlichen bzw. arbeitsrechtlichen Konsequenzen – kein Anspruch auf Besoldung bzw. Entgelt. Sollte es in Einzelfällen vorkommen, dass die schriftliche Urlaubsgenehmigung noch nicht im Voraus eingeholt werden kann, ist – nachdem die unmittelbare vorgesetzte Person (Klinik-/Institutsdirektor/in, Geschäftsbereichsleiter/in, Klinikpflegedienstleitung, Schulleitung) das Einverständnis erteilt hat – vorab die telefonische Genehmigung des jeweils zuständigen Personalbetreuenden einzuholen.
Erkrankung während des Erholungsurlaubes
Krankheitstage während des Erholungsurlaubes werden nicht auf den Erholungsurlaub angerechnet, sofern Beschäftigte ohne schuldhaftes Zögern die Erkrankung unter Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung melden und sich unmittelbar bei der direkten vorgesetzten Person arbeitsunfähig melden. Der gewährte Urlaub verlängert sich jedoch nicht um die Krankheitstage, sondern endet planmäßig. Der Zeitpunkt für den Resturlaub wird später erneut festgesetzt. Es besteht kein Anspruch, den Resturlaub im Anschluss an das Ende der Arbeitsunfähigkeit zu nehmen.
Übertragung des Erholungsurlaubes
Der Urlaub ist spätestens bis zum Ende des Urlaubsjahres anzutreten. Urlaubsjahr ist das Kalenderjahr. Der Erholungszweck gebietet, dass der Erholungsurlaub innerhalb des Urlaubsjahres genommen wird. Die Urlaubsplanung zu Beginn eines Jahres hat sich daher auf den vollen Urlaubsanspruch von Beschäftigten zu erstrecken. Kann der Urlaub aus betrieblichen Gründen bis zum Ende des Urlaubsjahres nicht angetreten werden, ist rechtzeitig durch den Dienstvorgesetzten ein schriftlicher Antrag zu stellen, dass der Resturlaubsanspruch bis zum 31. März des folgenden Urlaubsjahres übertragen werden soll. Urlaub, der nicht innerhalb der genannten Frist in Anspruch genommen wurde, verfällt. 
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Wartezeit
[bookmark: burlg5]Der volle Urlaubsanspruch von Beschäftigten wird erstmalig nach sechsmonatigem Bestehen des Arbeitsverhältnisses erworben. Bis zum Ablauf der Wartezeit ist es jedoch nicht so, dass gar kein Anspruch auf Urlaubsgewährung gegenüber dem Arbeitgeber besteht. Beschäftigte haben nur nicht Anspruch auf den vollen Jahresurlaub, sondern vielmehr bis dahin einen Anspruch auf Teilurlaub (§ 5 BUrlG). Pro Monat werden 2,5 Tage angerechnet und auf volle Urlaubstage aufgerundet.
Die Wartezeit braucht nur einmal zurückgelegt werden. Bei der Übernahme aus einem anderen Beschäftigungs- bzw. Dienstverhältnis entfällt daher in der Regel eine erneute Wartezeit.
Berechnung des Erholungsurlaubes
Der Erholungsurlaub bemisst sich nach Arbeitstagen. Arbeitstage sind alle Kalendertage, an denen Beschäftigte dienstplanmäßig oder betriebsüblich zu arbeiten haben. Somit kann auch ein Samstag oder Sonntag ein Arbeitstag und somit ein Urlaubstag sein. Ist nach dem Dienstplan vorgesehen, dass an Feiertagen zu arbeiten ist und dafür kein Freizeitausgleich an einem anderen Werktag erfolgt, gelten diese Feiertage, wenn sie in einen Urlaub fallen, nicht als Urlaubstage. Ist die regelmäßige wöchentliche Arbeitzeit von zurzeit 38,5 Stunden (bei Teilzeitbeschäftigten entsprechend der einzelnen vertraglichen Vereinbarung) regelmäßig oder dienstplanmäßig nicht auf 5, sondern auf mehr oder weniger Arbeitstage verteilt, erhöht bzw. vermindert sich der Urlaubsanspruch nach der 5-Tage-Woche entsprechend. Hierdurch wird erreicht, dass bei unterschiedlicher Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit für alle Beschäftigten der gleiche Anspruch auf Freistellung von der Arbeit besteht.
Arbeitszeitänderungen
Im Rahmen von Arbeitszeitänderungen - dies gilt sowohl für Reduzierungen als auch für Erhöhungen - wird der Anspruch auf Erholungsurlaub anteilig für die einzelnen Zeitabschnitte des Kalenderjahres neu festgesetzt.
Beschäftigte sind verpflichtet, diesen anteiligen Erholungsurlaub bis zum Zeitpunkt der Arbeitszeitänderung in Anspruch zu nehmen. Vorgesetzte und Beschäftigte sollten daher bereits im Rahmen der ersten Gespräche über eine Änderung der Arbeitszeit klären, wie der anteilige Urlaub aus der Zeit der bislang geltenden Arbeitszeit vor der Arbeitszeitänderung eingebracht wird; eine einvernehmliche Lösung ist anzustreben.
Es sind verbindliche Regelungen zur Einbringung des Urlaubs zu treffen. Dies kann z.B. durch das Stellen und Genehmigen eines Urlaubsantrages oder dadurch geschehen, dass der Erholungsurlaub in der schriftlichen Vereinbarung über die die Änderung der Arbeitszeit verbindlich festgelegt wird.
Kommen Beschäftigte dieser Verpflichtung nicht nach, ist der Arbeitgeber berechtigt den Urlaub festzusetzen und zu gewähren.
	Urlaubstabelle

	Tagewoche
	1
	1,5
	2
	2,5
	3
	3,5
	4
	4,5
	5
	5,25

	Jahresurlaubsanspruch für Angestellte
	6
	9
	12
	15
	18
	21
	24
	27
	30
	32

	Zusatzurlaub für Schwerbehinderte
	1
	2
	2
	3
	3
	4
	4
	5
	5
	5
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